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1994 -01- 12 ANFRAGE 

der Abgeordneten Böhacker, Dolinschek, Mag. Haupt 
an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 
betreffend Einhebung von lohnabhängigen Steuern und Sozialversicherungsbeträgen durch eine 
Stelle 

Die Einhebung von lohnabhängigen Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen durch mehrere 
Stellen kostet die Betriebe jährlich enorme Summen. Seit Jahren wird sowohl von der 
Wirtschaft als auch von den Sozialpartnern und den meisten politischen Parteien die Forderung 
erhoben, alle lohnabhängigen Steuern und die Sozialversicherungsbeiträge nur mehr von einer 
Stelle und nach einheitlichen Grundsätzen einheben zu lassen. Dies würde für die Gebietskör­
perschaften in Summe zu einer Verwaltungsvereinfachung und für die Betriebe zu einer 
beträchtlichen Kostenentlastung führen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten in diesem Zusammenhang an den Herrn Bundes­
minister für Arbeit und Soziales die nachstehende 

Anfrage: 

1. Befürworten Sie die Einhebung aller lohnabhängigen Steuern und der Sozialversiche­
rungsbeiträge durch nur eine Stelle? 
Wenn nein, warum nicht? 
Wenn ja, wie könnte eine Lösung aus Ihrer Sicht aussehen und in welchem Zeitraum 
könnte die Umsetzung erfolgen? 

2. Mit weIcher Kosteneinsparung könnte Ihrer Einschätzung nach durch eine derartige 
Zusammenlegung insgesamt für den Bund gerechnet werden? 

3. Laufen derzeit Verhandlungen zwischen Ihnen und dem Bundesminister für Finanzen 
und allenfalls den Gemeinden über die Zusammenlegung der Einhebung der lohnbezo­
genen Steuern und Sozialversicherungsbeiträge? 

4. Wenn ja, weIche möglichen Varianten wurden bisher erörtert und wie sieht der Zeitplan 
für weitere Verhandlungen derzeit aus? 
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5. Aus welchen konkreten Gründen ist die gemeinsame Einhebung aller lohnabhängigen 
Steuern und der Sozialversicherungsbeiträge bisher gescheitert? 

6. Gibt es seitens der Personalvertretungen gegen dieses Vorhaben Einwendungen? 
Wenn ja, wie lauten diese konkret? 
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